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Vorwort zur zweiten Auflage

Sehr geehrte Leserin,
sehr geehrter Leser,

2018 erschien die erste Auflage des „Praxishandbuch Pflegerecht“. Das Buch zog
großes Interesse auf sich und wir wurden umfassend auf diese Veröffentlichung
angesprochen. Uns hat in der täglichen Arbeit immer wieder das positive Feed-
back der Leserinnen und Leser erfreut und motiviert.

Zuletzt war das Buch aber doch etwas in die Jahre gekommen. In vielen Bereichen
haben sich die tatsächlichen Verhältnisse geändert, und die Aussagen des Buchs
waren in der dargestellten Form nicht mehr überall auf dem neusten Stand. Hinzu
kam, dass der Gesetzgeber und die Gerichte aktiv waren. Kurzum: die Aktualität,
die das Buch ausgezeichnet hatte, war dahin.

Aufgrund des großen Interesses am Ursprungswerk haben wir uns entschlossen,
das Buch zu überarbeiten und auf den neuesten Stand sowohl der Gesetzgebung
als auch der Rechtsprechung zu bringen. Auch allgemeine Neuigkeiten in der
Pflege wurden eingearbeitet.

Dies alles unter Beibehaltung des ursprünglichen Konzepts: nämlich ein für den
juristischen Laien, der in der Pflege tätig ist, verständliches Buch aufzusetzen und
ihm durch eine Vielzahl von Praxisbeispielen die häufig komplizierte Materie
näherzubringen.

Wir hoffen, mit der zweiten Auflage Ihr Interesse ebenso getroffen zu haben, wie
mit der ersten und freuen uns auch künftig über Feedback und Anregung zu
weiteren Ergänzungen.

Einen Dank möchten wir an dieser Stelle Frau Dipl. Pflegewirtin, MScN Karin
Müller, Frau Sabine Winter, Herrn Rechtsanwalt Sascha Seegert, Frau Syndikus-
anwältin Christina Hübsch sowie Frau Ref. jur. Leonie Stephan aussprechen, die
uns mit ihrer engagierten Mitarbeit und wertvollen Anregungen bei der Ent-
stehung des Buches unterstützt haben.

Dipl.-Pflegewirt, MScN, RN
Thorsten Müller

Fachanwalt für Medizin- und Arbeitsrecht
RA Jan P. Schabbeck
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I Arbeitsrecht für Pflegefachpersonen
1 Einführung

1Obwohl es für Pflegefachpersonen - wie für Mitarbeiter anderer Berufe – auch eine
Vielzahl von anderen Regeln zu beachten gilt, ist doch zunächst das Arbeitsrecht
für die Allermeisten in der Pflege Dreh- und Angelpunkt ihrer Tätigkeit. Das
Arbeitsrecht unterscheidet dabei grundsätzlich zwei Teile: zum einen das soge-
nannte Individualarbeitsrecht, zum anderen das kollektive Arbeitsrecht. Das
Individualarbeitsrecht regelt das Verhältnis zwischen Arbeitgeber und Arbeitneh-
mer. Dem gegenüber steht das kollektive Arbeitsrecht. Hierbei handelt es sich um
das Verhältnis zwischen Arbeitgebern und den Arbeitnehmervertretungen – also
dem Betriebsrat oder in Krankenhäusern häufig den Personalräten einerseits und
dem „Krankenhaus“, dem Arbeitgeber, anderseits.

2Insbesondere das Individualarbeitsrecht zeichnet sich dadurch aus, dass es ein
Arbeitnehmerschutzrecht ist. Da der Gesetzgeber davon ausgeht, dass typischer-
weise der Arbeitnehmer der deutlich schwächere Partner in einem Arbeitsver-
tragsverhältnis ist –was wohl auch zutreffend sein dürfte – wird der Arbeitnehmer
in einer Vielzahl von Bereichen durch das Arbeitsrecht geschützt. Im Zweifel gilt
immer: „für den Arbeitnehmer“.

3Daneben gilt natürlich grundsätzlich, dass der arbeitsrechtliche Vertrag einer der
häufigsten Verträge überhaupt ist. Da er zudem für die allermeisten Arbeitnehmer
existenziell ist, handelt es sich auch um ein Vertragsverhältnis, das häufig vor den
Gerichten landet. Die Wichtigkeit des Arbeitsvertrages zeigt sich schon daran, dass
es für das Arbeitsrecht eigene Gerichte gibt, die auch einen eigenen Ablauf vorsehen.

4Vor dem Hintergrund der Vielzahl von Arbeitsverträgen und der Vielfalt an daraus
folgenden Problemen versuchen sowohl der Gesetzgeber mit seinen arbeitsrecht-
lichen Gesetzen als auch die Arbeitsgerichte, möglichst vereinfachende Fallgruppen
und Präzedenzfälle zu bilden. Eine Prognose, wie ein Prozess ausgehen wird, ist
gerade im Arbeitsrecht häufig recht schwierig. Es gilt immer: Der Einzelfall ent-
scheidet.

5Letztlich noch ein Wort zum Arbeitsrecht selbst: Ein Arbeitsgesetz in dem Sinne
gibt es nicht. Das Arbeitsrecht ist über eine Vielzahl unterschiedlicher Gesetze
geregelt. Einige sollen hier in der Folge erklärt werden.

2 Entstehung des Arbeitsverhältnisses
6Arbeitsverhältnisse sind im juristischen Sinne Verträge. Dies bedeutet, dass es

immer zweier sogenannter übereinstimmender Willenserklärungen bedarf, um ein
Arbeitsverhältnis zu begründen. Die einfachste Version ist die, dass der potenzielle
Arbeitgeber zum Arbeitnehmer sagt: „Sie können bei mir anfangen“, und der
Arbeitnehmer dazu sagt: „Ja, ich fange bei Ihnen an.“ Es braucht also gar keinen
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schriftlichen Vertrag. Allein diese gemeinsamen, übereinstimmenden Erklärungen
reichen aus. Ein Arbeitsverhältnis kann noch einfacher auch dadurch entstehen,
dass der Arbeitnehmer beim Arbeitgeber einfach anfängt und der Arbeitgeber dies
akzeptiert. Natürlich ist in solchen Konstellationen häufig Streit Tür und Tor
geöffnet, denn eine Vielzahl von Angelegenheiten ist dann nicht geregelt – so etwa,
wie viel Arbeitszeit für welches Entgelt durch den Arbeitnehmer zu leisten ist.

3 Nachweisgesetz oder wie bekomme ich mein
Arbeitsverhältnis aufs Papier?

7 Der Gesetzgeber hat diese Schwierigkeiten erkannt und daher vorgesehen, dass
der Arbeitnehmer in Fällen, in denen kein schriftlicher Arbeitsvertrag besteht,
einen Anspruch auf Überlassung der wesentlichen Informationen zum Arbeits-
vertrag hat. Die entsprechenden Regelungen finden sich im Nachweisgesetz
(NachwG). Nach § 2 NachwG ist der Arbeitgeber verpflichtet, spätestens einen
Monat nach dem vereinbarten Beginn des Arbeitsverhältnisses die wesentlichen
Vertragsbedingungen schriftlich niederzulegen. Aufgrund des Bürokratieentlas-
tungsgesetz 2024 muss der Nachweis nicht mehr in Schriftform (also tatsächlich
handschriftlich auf einem Blatt unterschrieben) erfolgen, aber das gilt für einige
andere Vorschriften nicht, deswegen sollten Arbeitsverträge weiterhin schriftlich
abgefasst werden.

8 Mindestens aufzunehmen sind Informationen darüber, wer arbeitet, wann das
Arbeitsverhältnis begonnen hat und ob das Arbeitsverhältnis befristet ist. Weiterhin
sind aufzuführen: der Arbeitsort, eine Beschreibung der Tätigkeit, die Zusammen-
setzung und die Höhe des Arbeitsentgeltes einschließlich Zulagen u. Ä., die verein-
barte Arbeitszeit, die Dauer des jährlichen Erholungsurlaubes, die Fristen für die
Kündigung des Arbeitsverhältnisses und ein eventueller Hinweis auf Tarifverträge,
Betriebs- oder Dienstvereinbarungen, die auf das Arbeitsverhältnis anzuwenden
sind.

9 Seit dem 1.8.2022 muss die Niederschrift zusätzlich die Dauer der Probezeit, die
Höhe der Überstundenvergütung, die täglichen Ruhe- und Pausenzeiten sowie
den Hinweis auf die dreiwöchige Frist zur Erhebung der Kündigungsschutzklage
enthalten. Kommt der Arbeitgeber der Verpflichtung nach § 2 NachwG nicht
nach, so hat der Arbeitnehmer einen – einklagbaren – Anspruch darauf, das
entsprechende Dokument zu erhalten. Das bedeutet also: Der Arbeitnehmer kann
den Arbeitgeber verklagen, ihm ein Papier auszuhändigen, aus dem sich die
Informationen ergeben. Das passiert in der Praxis nicht häufig, denn der Arbeit-
nehmer will es sich ja mit dem Arbeitgeber nicht verscherzen.
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4 Der Weg zum Arbeitsverhältnis
10In den allermeisten Fällen wird das Arbeitsverhältnis allerdings so zustande

kommen, dass sich die Parteien zunächst kennenlernen und sich dann über die
Inhalte des Arbeitsvertrages, wie sie in § 2 NachwG dargestellt sind, einigen oder
aber jedenfalls im Vorfeld darüber reden.

4.1 Bewerbung
11Dabei ist es typischerweise so, dass der Arbeitnehmer – etwa durch eine Anzeige

im Internet oder durch Bekannte– darüber informiert wird, dass der Arbeitgeber
einen Arbeitnehmer sucht. Daraufhin wird sich der Arbeitnehmer beim Arbeit-
geber bewerben. Für die Bewerbung gilt, dass diese eine sogenannte Anbahnung
des Arbeitsverhältnisses darstellt. Der Arbeitgeber wird seine Entscheidung, ob es
zu einem Arbeitsvertragsschluss kommt, auch von der Bewerbung abhängig
machen. Dies bedeutet, dass fehlerhafte Angaben in der Bewerbung dazu führen
können, dass der Arbeitgeber später eine Kündigung auf solche fehlerhaften
Angaben stützt.

4.2 Vorstellungsgespräch
4.2.1 Kosten

12Schafft es der Arbeitnehmer, mit seiner Bewerbung das Interesse des Arbeitgebers
zu wecken, so wird dieser typischerweise den Arbeitnehmer zum Vorstellungs-
gespräch einladen. Dabei gilt: Wenn der Arbeitgeber den Arbeitnehmer ohne
Weiteres einlädt, hat dieser einen Anspruch“ auf Erstattung der Reisekosten zum
Gespräch. Gut beraten ist daher der Arbeitgeber, schon im Schreiben zur Einladung
des Arbeitnehmers klarzustellen, ob er Reisekosten übernimmt – und wenn ja,
welche genau. Ansonsten hat der Arbeitnehmer den Anspruch auf übliche Kosten.
Was „üblich“ ist, kann durchaus unterschiedlich bewertet werden und zu Streit
führen. Normalerweise dürften allerdings die Kosten für ein öffentliches Verkehrs-
mittel 2. Klasse sowie die steuerlichen Vorschriften zur Nutzung eines Fahrzeuges
greifen, also 30 Cent pro Kilometer. Problematisch können Taxi-, Hotel- oder
Flugkosten werden. Hier sollte der Arbeitnehmer vorsichtig sein und im Vorfeld
fragen, welche dieser Kosten übernommen werden. Üblicherweise müssen auf
keinen Fall Kosten ersetzt werden, die unangemessen oder überzogen sind, weil sie
z. B. dem Lebensstil des Arbeitnehmers widersprechen.

4.2.2 Fragen im Vorstellungsgespräch
13Im Vorstellungsgespräch selbst gilt, wie schon für die Bewerbung, dass der

Arbeitnehmer zur Wahrheit verpflichtet ist – hierbei gibt es jedoch einige Aus-
nahmen. Einige Dinge darf der Arbeitgeber schlichtweg nicht fragen. Dabei gelten
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II Haftung
1Viele Pflegefachpersonen treibt die Angst um, dass ihnen ein Fehler passiert und

sie hierfür persönlich „büßen“ müssen. Manche Pflegefachpersonen berichten
davon, sich immer so zu fühlen, als stünden sie „mit einem Bein im Knast“.
Außerdem haben viele Pflegekräfte Angst, ihr Vermögen zu verlieren, weil sie in
die persönliche Haftung für einen Fehler genommen werden könnten. In Ver-
bindung mit den Zuständen auf den Stationen oder in den Heimen – zu wenig
Personal, zu lange Schichten etc. erscheint es vielen als unabweisbares Schicksal,
irgendwann „selbst dran zu sein“. Das ist aber maßlos übertrieben. Wer sich an die
Grundregeln hält, der wird sein Berufsleben ohne Haftungsfall verbringen, nie
etwas zahlen müssen und erst recht nicht im Gefängnis landen. Zum einen kann
man sich hiergegen arbeitsrechtlich schützen (siehe hierzu Teil I Kap. 19), zum
anderen ist die Haftung nicht so weitgehend, wie dies häufig angenommen wird.

1 Zivil- und Strafrecht
2Dabei muss zunächst eines unterschieden werden, nämlich die Haftung aus dem

Zivil- und aus dem Strafrecht. Hierbei handelt es sich um zwei vollkommen
verschiedene Dinge. Im Zivilrecht geht es darum, dass ein Bürger von dem anderen
etwas möchte, in der Regel Geld. In unseren Fällen handelt es sich typischerweise
um Schadensersatz in Form von Schmerzensgeld, aber auch zusätzlich aufzuwen-
dende Behandlungskosten (häufig nicht vom Patienten selbst, sondern durch dessen
Krankenkasse geltend gemacht, übergegangenes Recht) oder Geld für Pflege- und
Umbaumaßnahmen. Auch kann hierunter Unterhalt zählen. Diese Ansprüche
werden vom Patienten selbst oder dessen Angehörigen bzw. Nachkommen oder
eben von den gesetzlichen Krankenkassen geltend gemacht. Hier geht es „nur“ ums
Geld. Typischerweise tritt die Haftpflichtversicherung des Arbeitgebers ein und
übernimmt auch die Verteidigung gegen Ansprüche.

3Daneben steht die sogenannte strafrechtliche Haftung. Bei dieser geht es darum,
dass gegen Regeln verstoßen worden ist, die der Staat aufgestellt hat. Solche
Regelverstöße verfolgt der Staat selbst und bestraft die Bürger dafür. Die im
Bereich der Behandlungsfehler relevanten Regeln, die der Staat aufgestellt hat,
sind die Körperverletzungsdelikte, allen voran die fahrlässige Körperverletzung
und die sogenannten Tötungsdelikte. Uns interessiert hier vor allem die fahr-
lässige Tötung. Wer gegen diese Regeln verstößt, wird bestraft. Dabei kommen
sowohl Geldstrafen als auch Haftstrafen in Betracht. In den allermeisten Fällen,
bei denen im Rahmen der strafrechtlichen Haftung von Pflegekräften eine Strafe
verhängt wird, wird, wenn es überhaupt zu einer Haftstrafe kommt, diese zur
Bewährung ausgesetzt. Dies bedeutet: Begeht die verurteilte Person innerhalb des
im Urteil festgelegten Zeitraums (meist zwei oder drei Jahre) kein weiteres
strafrechtlich relevantes Fehlverhalten, wird die Strafe erlassen und die Haft
muss nicht angetreten werden.
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4 Verfolgt werden die Rechte des Staates vom Staatsanwalt. Er ermittelt mithilfe der
Polizei und Sachverständigen eigenständig, sobald er Kenntnis von einem Behand-
lungsfehlervorwurf hat. Man kann – entgegen weit verbreiteter Auffassung – diesen
Prozess nicht mehr stoppen. Eine getätigte Anzeige kann nicht zurückgenommen
werden. Hat der Staat einmal Kenntnis, dann entscheidet der Staatsanwalt, ob es zu
einer Anklage kommt oder nicht.

2 Was ist ein Behandlungsfehler?
2.1 Standards

5 Die Frage, ob ein Behandlungsfehler und damit die Grundlage für eine Haftung
vorliegt, ist allerdings vom Straf- und Zivilrecht unabhängig. Für beide Rechts-
gebiete werden die gleichen Grundlagen angewandt. Ein Behandlungsfehler liegt
dann vor, wenn der besonnene und umsichtige Kollege des gleichen Fachgebietes
so nicht gehandelt hätte und von diesem theoretischen Handlungsanspruch abge-
wichen wird. Man spricht auch von der guten und von Verantwortung getragenen
pflegerischen Übung – vom Standard. Der Standard beruht auf zwei Säulen: auf
wissenschaftlich gesicherten Erkenntnissen, z. B. die Expertenstandards und
Erfahrungen einerseits und auf der Anerkennung dieses Wissensstandes in der
Praxis andererseits.137 Es kommt also nicht nur auf die Erkenntnisse der Wissen-
schaft an, sondern auch darauf, ob die Praxis diese entsprechend umgesetzt hat.
Daneben (siehe hierzu Teil II Kap. 3.2.1) ist noch ein zweiter Aspekt wichtig. Die
Leistung ist nicht schon dann fehlerhaft, wenn sie nicht optimal ist oder dem
besten Standard entspricht. Denn gefordert wird „nur“ eine durchschnittliche
Leistung (Note 4)

6 Kein Standard in diesem Sinne sind klinik- oder einrichtungsinterne Verfahrens-
anweisungen. Bei diesen handelt es sich typischerweise um allgemeine arbeits-
rechtliche Anweisungen, in denen der Träger vorgibt, wie mit welcher Situation
umzugehen ist. Dabei sollten die entsprechenden internen Verfahrensanweisun-
gen natürlich den jeweiligen Standards entsprechen. Sie müssen dies allerdings
nicht maßgeblich. Liegen sie unterhalb der Standards, so muss man sich hiergegen
arbeitsrechtlich wehren (siehe hierzu Teil I Kap. 19).

2.2 Zeitpunkt
7 In der Praxis kommt noch häufig etwas hinzu. Gerade Haftungsprozesse zeichnen

sich dadurch aus, dass sie oft Jahre später vor Gericht kommen. Dies gilt für Zivil-,
aber auch für strafrechtliche Verfahren. Dabei ist die Fortentwicklung in der
Medizin und auch in der Pflege bekanntermaßen sehr schnell. Bei der Bestim-
mung, ob ein fehlerhaftes Pflegen vorgelegen hat, ist auf den Standard zurück-

137 Ulsenheimer: Arztstrafrecht in der Praxis. 2015, Teil 1 Rn. 56.
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zugreifen, der zum Zeitpunkt des Vorwurfs eines Behandlungsfehlers gegriffen
hat. Denn vorwerfen kann man ein Verhalten nur dann, wenn es derjenige, dem es
vorgehalten wird, besser hätte wissen können. Wenn aber der damals vorherr-
schende Standard eingehalten worden ist und man erst später über neue Erkennt-
nisse verfügt, so kann dies dem Betroffenen nicht vorgehalten werden. Das wird in
der Praxis häufig übersehen. Denn es ist erfahrungsgemäß recht schwer, die neuen
Erkenntnisse auszublenden.

2.3 Konkrete Situation
8Auch ein zweiter Aspekt wird häufig übersehen. Es ist leicht, im Nachhinein ein

Handeln zu überprüfen und als fehlerhaft zu werten, wenn man weiß, wie die
Sache ausging und alle Daten und Erkenntnisse auf dem Tisch liegen. Das ist aber
nicht der Maßstab, an dem das Handeln zu messen ist. Die Pflegefachpersonen
entscheiden eben nicht am grünen Tisch im Nachhinein. Sie müssen ad hoc am
Bett des Patienten entscheiden, was zu tun ist, sie müssen gleich zugreifen. Auch
dies ist bei der Überlegung, ob ein Fehler gegen die Standards vorhanden war, zu
berücksichtigen. Wie stellte sich die Situation zum Zeitpunkt der Entscheidung
dar? Welche Daten waren erhoben und standen zur Verfügung? Dabei kann ein
Fehler auch darin liegen, dass Daten nicht erhoben werden. Dies ist dann
allerdings ein anderer Fehler, der gesondert zu überprüfen ist.

9Damit ist in puncto „mit einem Bein im Knast“ schon einmal eine wesentliche
Einschränkung vorzunehmen: Gemessen wird das Handeln nicht an einer im
Nachhinein unter optimalen Bedingungen prüfenden Instanz, sondern es wird
mit den Augen der Pflegefachperson geprüft und es wird nicht Übermenschliches
verlangt.

3 Beispiele für Standardabweichungen
10Nach dieser allgemeinen Einführung ist nun genauer zu beleuchten, wann ein

Fehler vorliegt.

3.1 Pflegefehler
11Bei einem Pflegefehler handelt es sich um jede geplante Vorgehensweise, die nicht

plangemäß ausgeführt wurde (Ausführungsfehler) oder das Anwenden einer Vor-
gehensweise, die zum Erreichen eines Ziels ungeeignet war (Planungsfehler). Ein
Pflegefehler kann bei einer pflegediagnostischen oder pflegerischeren Maßnahme
vorliegen,
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– die pflegerisch nicht indiziert war oder
– bei der die nach den Erkenntnissen der Pflegewissenschaft und der pflegeri-

schen Praxis unter den jeweiligen Umständen erforderliche Sorgfalt objektiv
außer Acht gelassen wurde oder

– bei der eine nach diesem Maßstab pflegerisch gebotene Handlung unterlassen
wurde.138

12 Pflegefehler ist der Oberbegriff für alle Gesundheitsschäden, die nicht durch
krankheitsimmanente Komplikationen, sondern entweder durch vermeidbare
Pflegefehler oder durch nicht vermeidbare, sogenannte pflegeimmanente Wirkun-
gen (unerwünschte Ergebnisse) entstanden sind. Diese Schadensarten voneinan-
der abzugrenzen, kann im Einzelfall sehr schwierig sein. Beispiele sind mangelnde
Hygiene oder falsche Bewegungen zur Dekubitusprophylaxe.139

3.2 Expertenstandards
13 Die nationalen Expertenstandards des DNQP (Deutsches Netzwerk für Qualitäts-

entwicklung in der Pflege) sind evidenzbasierte, monodisziplinäre Instrumente,
die den spezifischen Beitrag der Pflege für die gesundheitliche Versorgung von
Patienten bzw. Bewohnern sowie ihren Angehörigen zu zentralen Qualitätsrisiken
aufzeigen und als Grundlage für eine kontinuierliche Verbesserung der Pflegequa-
lität in Gesundheits- und Pflegeeinrichtungen dienen. Sie stellen ein professionell
abgestimmtes Leistungsniveau dar, das dem Bedarf und den Bedürfnissen der
damit angesprochenen Bevölkerung angepasst ist und Kriterien zur Erfolgskon-
trolle dieser Pflege miteinschließt. Expertenstandards zeigen die Zielsetzung kom-
plexer, interaktionsreicher pflegerischer Aufgaben sowie Handlungsalternativen
und Handlungsspielräume in der direkten Patienten- bzw. Bewohnerversorgung
auf. Sie erheben den Anspruch, wirksame Instrumente der Qualitätsentwicklung
zu sein und durch aktiven Theorie-Praxis-Transfer zur Entwicklung und Pro-
fessionalisierung der Pflegepraxis beizutragen.140 Somit entsprechen diese einer
S4-Leitlinie.

14 Folgende Expertenstandards sind derzeit zu beachten:

– Dekubitusprophylaxe in der Pflege
– Entlassungsmanagement in der Pflege
– Schmerzmanagement in der Pflege
– Sturzprophylaxe in der Pflege

138 Angelehnt an ÄZQ: Von absolute Risikoreduktion bis Zuverlässigkeit von Leitlinien. äzq
Schriftenreihe Band 30. 2007. Online: https://www.researchgate.net/publication/
256486626_Leitlinien-Glossar_-_Begrifflichkeiten_und_Kommentare_zum_Programm_
fur_Nationale_VersorgungsLeitlinien [abgerufen am 28.4.2025].

139 Ebd., S. 17.
140 DNQP (Deutsches Netzwerk für Qualitätsentwicklung in der Pflege): Informationen zum

DNQP. O. D. Online: https://www.dnqp.de/informationen-zum-dnqp [abgerufen am
13.12.2024].
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– Kontinenzförderung in der Pflege
– Pflege von Menschen mit chronischen Wunden
– Ernährungsmanagement zur Sicherung und Förderung der oralen Ernährung

in der Pflege
– Beziehungsgestaltung in der Pflege von Menschen mit Demenz
– Förderung der Mundgesundheit in der Pflege
– Erhaltung und Förderung der Hautintegrität in der Pflege
– Expertinnenstandard Förderung der physiologischen Geburt
– Erhaltung und Förderung der Mobilität: Das DNQP hat im Auftrag der

Vertragsparteien nach § 113 Abs. 1 SGB XI einen Expertenstandard „Erhal-
tung und Förderung der Mobilität“ entwickelt und im Juni 2014 an den GKV-
Spitzenverband übergeben. Die Aktualisierung des Expertenstandards erfolgte
ab 2019 ebenfalls durch das DNQP im Auftrag der Vertragsparteien. Der
aktualisierte Entwurf des Expertenstandards wurde der Geschäftsstelle Quali-
tätsausschuss Pflege e. V. übergeben und ist auf der Homepage des Qualitäts-
ausschusses verfügbar.141

15Bleibt die Versorgungsleistung oder Behandlung hinter den Zusicherungen der
Expertenstandards zurück, so kann die Pflegefachperson im Schadensfall eine
Einstandspflicht für die Folgen des Eingriffs treffen, durch das Arbeitnehmer-
privileg haftet aber in der Regel der Arbeitgeber (siehe hierzu Teil II Kap. 6.3).
Regelmäßig werden die in den Expertenstandards festgeschriebenen Maßstäbe
über die Bezugnahme der gerichtlichen Sachverständigen in einen Schadens-
ersatzprozess einbezogen. Anhand der Inhalte wird über das Sachverständigen-
gutachten ermittelt, warum es zu dem Schaden gekommen ist und ob die Rechts-
gutverletzung auf eine Abweichung vom leitlinien- oder standardgemäßen
Verhalten zurückzuführen ist. Werden Gründe geltend gemacht, nach denen
eine bewusste Abweichung erfolgt ist, muss von der Behandlungsseite Stellung
bezogen werden, ob diese Gründe vertretbar waren. Auch wenn also über die
Expertenstandards keine unmittelbare Rechtswirkung herbeigeführt wird, sollte
die haftungsrechtliche Bedeutung der evaluierten Qualitätsnormen nicht unter-
schätzt werden; sie konkretisieren immerhin die Sorgfaltspflicht i. S. d. § 276
Abs. 2 BGB und die Anforderung des § 630a Abs. 2 BGB.142

3.2.1 Expertenstandards in Pflegediensten und -heimen im SGB XI
16Mit dem Mitte 2008 in Kraft getretenen Pflege-Weiterentwicklungsgesetz hat der

Gesetzgeber die Entwicklung und Aktualisierung von Expertenstandards den

141 Geschäftsstelle Qualitätsausschuss Pflege: Entwicklung und Aktualisierung von Experten-
standards nach § 113a SGB XI. O. D. Online: https://www.gs-qsa-pflege.de/project/ent-
wicklung-und-aktualisierung-von-expertenstandards-nach-113a-sgb-xi/ [abgerufen am
13.12.2024].

142 Großkopf/Schanz: Haftungsrechtliche Verbindlichkeit von Richtlinien, Leitlinien und
Expertenstandards. In: WundForum 1/2015, S. 4 f.
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III Die einzelnen Straftatbestände
1 Körperverletzung

1Strafrechtlich relevant ist für die Pflegefachperson insbesondere die Körperverlet-
zung. Eine Körperverletzung begeht derjenige, der eine andere Person körperlich
misshandelt oder sie in der Gesundheit beschädigt. Die Körperverletzung ist
vorsätzlich oder auch fahrlässig möglich. Vorsätzlich heißt in der Regel, dass
sozusagen im untechnischen Sinne „absichtlich gehandelt wird“. Wer fahrlässig
handelt, der „passt nicht gut genug auf“.

2Das bedeutet, strafbar im Sinne einer Körperverletzung hat derjenige gehandelt, der
jemandes Gesundheit schädigt oder ihn körperlich misshandelt. Aber nicht in allen
Fällen kommt es zu einer Bestrafung. Denn solange eine rechtmäßige Einwilligung
des Patienten vorliegt, ist die Körperverletzung nicht strafbar. Außerdem kann ein
sogenannter Rechtfertigungsgrund vorhanden sein. Häufigster Fall eines Rechtfer-
tigungsgrundes ist die Notwehr, also die Verteidigung gegen einen Angriff oder die
Nothilfe, also einem Dritten gegen einen Angriff zur Seite zu stehen.

1.1 Vorsatz und Fahrlässigkeit
3Vorsätzlich handelt immer der, der absichtlich einen anderen verletzt. Das Setzen

einer Spritze etwa passiert zunächst immer erst einmal absichtlich (das ist die
stärkste Form des Vorsatzes). Die Pflegefachperson, die die Spritze geben will, will
die Haut verletzen und das ist zunächst immer eine Körperverletzung. Anders
liegt der Fall, wenn aufgrund eines Fehlers der Pflegefachperson beim Abstützen
der Bewohner fällt und sich verletzt. Man wird hier nicht davon ausgehen dürfen,
dass die Verletzung gewollt war – selbst wenn die Pflegefachperson wusste, dass
sie fehlerhaft handelte, etwa weil für einen Außenstehenden klar war, dass sie
aufgrund des Gewichtes des Patienten diesen kaum halten können würde – und
die Pflegefachperson das auch als Risiko gesehen hatte, aber dennoch davon
ausging, den Bewohner schon halten zu können.

4Das zeigt: Die Grenze zwischen fahrlässiger und vorsätzlicher Körperverletzung ist
gerade dann problematisch, wenn ein sehr schwerer Fehler vorliegt. Denn dann ist
das „Wissen“ so stark, dass es das „Wollen“ mit sich bringt. Vorsatz ist gegeben,
wenn mindestens der „Taterfolg [noch] für möglich gehalten und billigend in
Kauf genommen“190 wird. Nicht vorsätzlich handelt dagegen, wer ernsthaft auf
den Nichteintritt eines tatbestandlichen Erfolgs vertraut.191

5Die Unterscheidung soll hier nicht weiter ausgeführt werden, macht aber vom
Strafrahmen her einen wesentlichen Unterschied aus.

190 BGH, Urteil vom 20.9.2012, Az. 3 StR 158/12.
191 BGH, Urteil vom 18.10.2007, Az. 3 StR 226/07.
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1.2 Wann liegt eine Körperverletzung vor?
6 Eine Körperverletzung begeht derjenige, der eine andere Person körperlich miss-

handelt oder an der Gesundheit schädigt. Was das im Einzelnen heißt, ist sehr
umstritten. Klar ist, dass immer dann, wenn Haut durchtrennt wird, eine Körper-
verletzung vorliegt, aber auch, wenn eine Behandlung Schmerz bereitet, und zwar
nicht nur in erheblicher Form. Damit gehört eine Vielzahl von Verbandswechseln
ohne Frage zu einer möglichen Körperverletzung. Aber auch das Waschen oder
das Haareschneiden gegen den Willen des Patienten wird dies durchaus zunächst
einmal eine Körperverletzung darstellen – selbst dann, wenn es auf hygienischen
Gründen zunächst objektiv notwendig gewesen ist.192

1.3 Einwilligung
7 In der Regel bleiben diese Maßnahmen allerdings alle straffrei, weil der Patient in

die Behandlung ordnungsgemäß eingewilligt hat.

8 Dabei gilt für die Art und Weise der Einwilligung ein Unterschied. Für das
Waschen eines Patienten muss nicht jedes Mal eine Einwilligung mit entspre-
chender vorausgehender Aufklärung durch eine Pflegefachperson erfolgen.

9 Je höher der Eingriff in die Integrität des Patienten ist, desto größer ist auch der
Anspruch an die Einwilligung. Wer mit der Schere auf einen Patienten zugeht und
diesem mitteilt: „So, nun werden die Haare geschnitten“, der muss den Patienten
nicht zusätzlich über mögliche Risiken des Haareschneidens aufklären, sollte es
diese geben. Das Gleiche gilt beispielsweise für ein rein pflegendes Waschen. Auch
hier wird ausreichen, wenn man den Patienten einfach fragt, ob er gewaschen
werden möchte. Auch wenn sogar ein schweigendes Hinnehmen des Waschens
oder des Haareschneidens ausreichen könnte, sollte man es hierauf nicht ankom-
men lassen. Denn auch die Höflichkeit dürfte es wohl gebieten, dass der Patient
gefragt wird, ob er gewaschen werden möchte.

10 Etwas anderes gilt sofort dann, wenn die Pflege in eine Behandlung umschlägt
oder ein spezifisches Risiko vorliegt. Möchte beispielsweise ein frisch operierter
Patient gewaschen werden und steigert sich hierdurch das Risiko einer Infektion
oder ist der Genesungsablauf auf andere Weise gestört, so muss der Patient
explizit darauf hingewiesen werden.

11 Handelt es sich um ein medizinisches Thema, bei dem eine Delegation der
Leistung nicht an die Pflegefachperson möglich ist, so ist ein entsprechender
Arzt hinzuzurufen, da die Aufklärung in diesem Fall vom Arzt vorzunehmen ist.

192 LAG Mecklenburg-Vorpommern, Urteil vom 19.11.2019, Az. 5 Sa 97/19.

218

III Die einzelnen Straftatbestände



1.4 Grenzen der Einwilligung
12Liegt eine entsprechende Einwilligung vor, bleibt das Handeln der Pflegefach-

person straffrei. Dies gilt allerdings nur bis zu dem Punkt, an dem die Einwilligung
noch rechtmäßig eingeholt worden ist. Natürlich darf die Einwilligung nicht
durch Drohungen eingeholt werden. Die Pflegefachperson darf außerhalb des
Anwendungsbereichs der zulässigen Delegation ärztlicher Leistungen oder durch
Landesverträge mit den Krankenkassen und Pflegeversicherungen durchgeführte
Heilkunde an das Pflegepersonal (siehe hierzu Teil VIII Kap. 7) auch keinen
ärztlichen Heileingriff vornehmen. Das heißt, spätestens dann, wenn ein ärztlicher
Eingriff vorgenommen werden müsste, aber die Pflegefachperson tätig wird, nutzt
die Einwilligung des Patienten nichts. Es bleibt bei der Strafbarkeit. Dies ist auch
der Fall, wenn eine an sich zulässige Delegation in eine unzulässige Delegation
umschwenkt, diese also zu schwierig wird und die behandelnde Pflegefachperson
erkennen muss, dass sie für diese Leistung doch nicht qualifiziert ist.

1.5 Körperverletzung bei Behandlungsfehler
13Trotz vorliegender Einwilligung besteht eine Körperverletzung auch dann, wenn

bei der Behandlung des Patienten der pflegerische Standard nicht erreicht wird,
welcher z. B. durch die Expertenstandards definiert ist. Denn die Einwilligung
erlaubt die Behandlung nur im Rahmen des pflegerischen Standards. Liegt ein
Pflegefehler vor, so ist eine Körperverletzung ebenso zu bejahen.

1.6 Rechtfertigung: Notwehr/Nothilfe
14Selbst dann, wenn eine Einwilligung nicht vorliegt, kann eine Körperverletzung

ausnahmsweise zulässig sein. Dies nämlich immer dann, wenn ein Angriff auf sich
selbst oder einen Dritten abgewehrt werden muss. Man spricht von Notwehr und
Nothilfe.

15Niemand muss sich selbst verletzen lassen oder zusehen, wie ein Dritter verletzt
wird. Greift also ein Patient die Pflegefachperson oder einen Dritten an, so sind
entsprechende Verteidigungsmaßnahmen zulässig. Dabei muss die Maßnahme
verhältnismäßig sein. In vielen Fällen wird es ausreichen, den Patienten zunächst
„in seiner Freiheit zu berauben“, also z. B. einzusperren. Im Einzelfall kann es
durchaus notwendig sein, dass gegen den Patienten auch Gewalt eingesetzt wird.
Greift also der Patient gerade an oder droht anzugreifen und ist eine andere
Option – weggehen oder beruhigend auf den Patienten einzuwirken – nicht
vorhanden oder ist dies nicht erfolgsversprechend, so darf die Pflegefachperson
sich auch körperlich vehement zur Wehr setzen (obwohl es häufig nicht geglaubt
wird).
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2 Tötungsdelikte
16 Neben der Körperverletzung kommt auch in Betracht, dass die Pflegefachperson

in den Fokus von Ermittlungen kommt wegen einer fahrlässigen oder gar einer
vorsätzlichen Tötung, im schlechtesten Fall auch eines Mordes. Juristisch verein-
facht ist der Unterschied „nur“ der, dass eine Person zu Tode gekommen ist. Dies
ist wiederum in fahrlässiger oder vorsätzlicher Form denkbar – wobei die aller-
meiste Anzahl der Fälle sich auf die Problematik der fahrlässigen Tötung beziehen
wird, da man Pflegefachpersonen in der Regel keinen Vorsatz unterstellt. Um es
vereinfacht zu formulieren: Der Fehler der Pflegefachkraft hat sich dann nicht in
einer Gesundheitsschädigung, sondern im Tod des Patienten realisiert.

17 Die Verfahren wegen vorsätzlicher Tötung beziehen sich meist auf die Verfahren,
in denen tatsächlich aus nicht nachvollziehbaren Gründen Patienten von Pflege-
fachpersonen – mit welcher Motivationslage auch immer – massiv fehlerhaft
behandelt werden. So ist der Fall bekannt, dass ein Pfleger sich derart in den
Vordergrund gespielt hat, weil er bei Reanimationen mitwirken wollte und die
Anerkennung der Kollegen aus seinem „offensiv und zupackenden“ Vorgehen
erhalten wollte. Vorher hatte der Pfleger entsprechende Medikamente gegeben, so
Kalium, die Wirkstoffe Ajmalin, Sotalol, Lidocain oder Cordarex und dies natür-
lich ohne ärztliche Anordnung. Die auftretenden lebensbedrohlichen Herz-
Rhythmus-Störungen bis hin zu Kammerflimmern sowie Blutdruckabfall waren
dem Pfleger eine willkommene Möglichkeit, sein „Können“ unter Beweis zu
stellen. Soweit es ihm nicht gelang, die Patienten „zurückzuholen“, liegt hier eine
vorsätzliche Tötung vor, obwohl der Pfleger wahrscheinlich davon ausging, dass er
die Patienten retten könne, doch hier war zu offensichtlich, dass dies „schief“
gehen könnte. Diese Entscheidung wird niemanden überraschen. Schwerer zu
beurteilen ist in diesem Zusammenhang die Frage, ob auch Oberärzte, stellver-
tretende Stationsleitung, der Klinikum-Geschäftsführer und die Klinikum-Pflege-
direktorin sich strafbar gemacht haben. Der Vorwurf gegenüber diesen Personen,
die teilweise angeklagt worden sind, war (vereinfacht), man habe trotz der sich
immer stärker zeigenden Indizien, dass etwas mit den Behandlungen des Pflegers
nicht stimmen könne, nichts gemacht. Die Sache ging für die Personen gerade
noch einmal gut. Trotz der verschiedenen Ansatzpunkte gingen die Gerichte noch
davon aus, dass die Mitarbeiter nicht genau genug davon ausgehen konnten, dass
der Pfleger hier „absichtlich“ das Leben der Patienten gefährdete, dies hätte jedoch
auch anders ausgehen können.193 In anderen Fällen, in denen die Verantwort-
lichen allzu wenig Kritik am eigenen Unternehmen geübt haben, ist dies auch
schon anders gesehen worden.194

18 Neben den gerade genannten Fällen des „Wegsehens“ gibt es auch die Fälle, in
denen eigene Fehler vertuscht werden. So wurde eine Pflegekraft sogar wegen

193 OLG Oldenburg, Urteile vom 13.10.2022, Az. 5 Ks 20/16 und Az. 5 Ks 23/19.
194 Hierzu Gaede:Der Tötungsvorsatz im Gesundheitswesen. Eine Analyse vor dem Hinter-

grund der Högel-Folgeverfahren. In: medstra 2023, S. 73–85.
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eines versuchten Verdeckungsmordes verurteilt. Mord ist eine Steigerung gegen-
über dem vorsätzlichen Totschlag, wenn besonders negative Motive für die Tat
vorhanden waren. Darunter zählt die Absicht, durch Tötung eine Entdeckung
früherer Straftaten zu vermeiden. Im vorliegenden Fall hat eine Krankenschwester
bei einem Schwerstkranken mit dekompensierter schwerster Herzinsuffizienz,
fortgeschrittenem Karzinom der Schilddrüse mit diffuser Knochenmetastasierung
und anderen schweren Erkrankungen, der palliativmedizinisch versorgt wurde,
versehentlich einen Blutdrucksenker verabreicht, der den kritischen Zustand des
Patienten noch verstärken und lebensbedrohliche Komplikationen herbeiführen
konnte. Statt einen Arzt zu informieren, verhinderte die Pflegekraft die Einschal-
tung eines Arztes.195 Wesentlich war hier, dass die Krankenschwester erkannt
hatte, dass ein Versterben des Patienten in Betracht kam, und sie verhinderte, dass
ein Arzt eingeschaltet wurde und dies deswegen, weil sie ihren eigenen Fehler
vertuschen wollte. Anders ist dies beispielsweise dann, wenn die Pflegefachkraft
davon ausgeht, dass der Fehler anderweitig auffällt und es trotz des Fehlers nicht
zu einem Todesereignis kommen kann.196

19Zusammenfassend ist zu sagen, dass der „einfache Pflegefehler“ nicht zu einer
Verurteilung wegen Todschlages führen kann. Anders ist die Situation dann,
wenn in sehr gefährlichen Situationen der Pflichtige nicht einschreitet. Wirkliche
Gefahr droht dann, wenn man seinen eigenen Fehler durch aktives Tun ver-
tuschen will.

3 Freiheitsentziehende Maßnahmen
3.1 Einführung

20Neben der Körperverletzung spielt für die Pflegefachpersonen insbesondere die
Freiheitsberaubung eine wesentliche Rolle. Eine Freiheitsberaubung liegt nach
§ 239 StGB vor, wenn ein Mensch eingesperrt oder auf andere Weise der Freiheit
beraubt wird. Neben der Freiheitsberaubung kann eine freiheitsentziehende Maß-
nahme auch eine Nötigung darstellen. Eine Nötigung nach § 240 StGB liegt immer
dann vor, wenn ein Patient zu einem Verhalten gedrängt werden soll, dass er
eigentlich nicht haben möchte.

21Die Willens- und Fortbewegungsfreiheit ist von den Grundrechten des Grund-
gesetzes sowie den internationalen Menschenrechten entsprechend geschützt und
in allen Lebensbereichen unbedingt zu achten. Die Achtung dieser Freiheit ist
auch eine wesentliche Aufgabe für Pflegefachpersonen. Die Willens- und Fort-
bewegungsfreiheit einzuschränken, unabhängig von Umfang und Intensität, ist
rechtlich gesehen immer begründungsbedürftig. Die Freiheitsbeschränkung muss

195 BGH, Urteil vom 19.8.2020, Az. 1 StR 474/19.
196 BGH, Urteil vom 7.9.2022, Az. 6 StR 52/22 – insgesamt ist die Verdeckung immer ein

Problem, siehe hierzu auch die Beispiele bei Gaede a. a. O.
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VII Ein Wort zu Versicherungen
1 Einführung

1Versicherungsvertreter sind bekanntlich recht agile Menschen. Ohne diese Berufs-
gruppe in irgendeiner Form zu verurteilen, gibt es in ihr, wie in allen anderen
Berufsgruppen, natürlich auch schwarze Schafe. Vor allem der Strukturvertrieb
führt dazu, dass man aus seinem persönlichen direkten Umfeld aktiv darauf
angesprochen wird, ob man ausreichend versichert sei. Hintergrund ist hier, dass
sich vor allem der Strukturvertrieb eines sehr weitgehenden und ausdifferenzier-
ten Netzes freier Mitarbeiter bedient. Man kann sich nicht ganz des Verdachts
erwehren, dass vorübergehend freie Mitarbeiter akquiriert werden und diese mit
großen Versprechungen dazu motiviert werden, in ihrem persönlichen Umfeld
Versicherungen zu verkaufen. In dieser Situation kommt es dann häufig gar nicht
so sehr auf den Bedarf der zu versichernden Person an, sondern eher darauf,
möglichst viele neue Versicherungen abzuschließen.

2Daneben bieten auch eine Vielzahl von Verbänden vermeintlich günstige Versiche-
rungspakete an, die dann dort abgeschlossen werden. Da gerade unter Pflegefach-
personen das Gefühl weit verbreitet ist – wie schon in der Einleitung zum Teil II
(Haftung) dargestellt –, sowieso „mit einem Bein im Knast“ zu stehen, ist der
Eindruck vorherrschend, dass es nicht schade, eine Versicherung zu haben.

3Vorweg hierzu: Die richtige Versicherung kauft man nicht um die Ecke und auch
nicht en passant. Gerade wenn man eine Versicherung sucht, die das berufliche
Umfeld als Pflegefachperson absichert, sollte man sich gut informieren und
entsprechende professionelle und vertrauenserweckende Versicherungsagenten
oder -makler beauftragen.

2 Makler oder Agent
4Dabei besteht die Unterscheidung zwischen Makler und Agent darin, dass der

Makler eine Vielzahl von unterschiedlichen Versicherungen von verschiedenen
Gesellschaften im Angebot hat. Er ist nicht an eine Gesellschaft gebunden. Der
Agent dagegen trägt das Logo seiner Versicherung „auf seiner Stirn“ und ist in der
Regel für nur einen Versicherungskonzern tätig. Er ist auf die Produkte dieser
Gesellschaft reduziert, aber auch spezialisiert. Auf den ersten Blick spricht vor
diesem Hintergrund alles für den Makler: Er hat viele unterschiedliche Produkte
in petto und würde, wenn er nur an seinen Kunden denken würde, sicherlich
jeweils das beste Produkt verkaufen. Die Erfahrung zeigt allerdings, dass dies nicht
unbedingt der Fall sein muss. So kann es vorkommen, dass sich Makler für das
Produkt entscheiden, bei dem sie die höchste Provision erhalten. Zum anderen
besteht ein weiteres Risiko: Macht ein Versicherungsagent einen Fehler, so haftet
die Gesellschaft des Agenten dafür. Macht allerdings der Makler einen Fehler, so
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haftet hierfür nur der Makler. Gegenüber der Versicherung muss sich der Ver-
sicherte selbst durchsetzen. Hierzu das folgende Beispiel:

Beispiel
Pflegefachperson B. will eine Zusatzversicherung zur bestehenden gesetzlichen Kranken-
versicherung abschließen. Die eigenen Erfahrungen im Krankenhaus zeigen ihr deutlich, dass
die Leistungen für privat Krankenversicherte gerade im Krankenhaus deutlich besser sind.
Allerdings gibt es ein Manko: Aufgrund der schweren körperlichen Arbeit im Krankenhaus
hatte B. in letzter Zeit Rückenprobleme Pflegefachperson B. war bereits mehrfach beim Arzt
und hat auch entsprechende Behandlungen in Anspruch nehmen müssen. Beim Versiche-
rungsantrag und darin bei den Gesundheitsfragen wird gefragt, ob es in der Vergangenheit
Erkrankungen gegeben habe. B. weist darauf hin, dass es im Rücken „schon mal gezogen“
habe. Der beratende Versicherungsmann meint, das sei wohl nicht so dramatisch und
dokumentiert die entsprechenden Erkrankungen in dem Versicherungsantrag und im Bera-
tungsprotokoll nicht.
Die Versicherung läuft und etwa nach einem Dreivierteljahr wird Pflegefachperson B. ins
Krankenhaus eingewiesen: Verdacht auf Herzinfarkt. Schon am Eingang weist die Pflegefach-
person stolz darauf hin, sie sei Privatpatient. Das Krankenhaus fährt die entsprechende
Behandlung an und, wie im Versicherungsvertrag vereinbart, wird die Behandlung vom
Chefarzt übernommen und ein Einzelzimmer gestellt. Es laufen tausende Euro an Behand-
lungskosten auf.
Als die Rechnungen bei der privaten Krankenversicherung eingereicht werden, stellt diese in
einem Arztbrief fest, dass in der Vergangenheit bereits Probleme mit dem Rücken vorhanden
waren. Obwohl die Erkrankung Herzinfarkt nichts mit dem Rücken zu tun hat, erklärt die
Versicherung, nicht zahlen zu wollen, da der entsprechende Versicherungsvertrag nichtig sei.
Man sei bei Abschluss der Versicherung getäuscht worden und deswegen würde der Ver-
sicherungsvertrag nun nicht mehr gelten. Zahlungen würden nicht erfolgen – teilweise
würden sogar geleistete Zahlungen zurückverlangt.
Hat man nun den Versicherungsvertrag beim Versicherungsagenten abgeschlossen und
kann beweisen, dass man die entsprechende Frage ordnungsgemäß beantwortet hat und der
Versicherungsagent den Fehler gemacht hat, so kommt man aus der Situation wieder
heraus – denn die Versicherung muss für den Fehler ihres Agenten einspringen. Beim
Makler steht man im schlechtesten Fall selbst für dessen Fehler ein. Man kann zwar
Ansprüche gegenüber dem Makler geltend machen, allerdings nicht gegenüber der Ver-
sicherung. Das bedeutet, dass der Versicherungsvertrag nicht zugunsten des Kunden greift.
Dieser hat lediglich einen Anspruch auf die Behandlungskosten gegen den Makler. Diesen
Anspruch auch durchzusetzen, ist ungleich komplizierter und schwieriger als das Wieder-
erstarken der Versicherung.

3 Beim Versicherungsantrag: Nichts beschönigen
oder weglassen

5 Aus dem vorbezeichneten Fall lernt man noch ein Zweites: Die Beantwortung von
Fragen, die in den Fragebögen der Versicherungen gestellt werden, egal, ob es die
Krankentagegeld-, Kranken-, Berufsunfähigkeits- oder Haftpflichtversicherung
ist, ist wichtig und es kommt auf die Details an. Die Fragen sind wahrheitsgemäß
und vollständig zu beantworten. Die Versicherung greift auf die Antworten der
gestellten Fragen zurück, wenn es zum Leistungsfall kommt und versucht dann
häufig, sich aus der Leistungsverpflichtung herauszustehlen. Dabei ist es in einigen
Fällen sogar egal, ob die konkrete Falschangabe etwas mit dem konkreten
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Schadensfall zu tun hat – die Versicherung wird dann trotzdem nicht zahlen.
Besonders ärgerlich ist das deswegen, weil in einer Vielzahl von Fällen davon
auszugehen ist, dass die Frage, auch wenn sie richtig beantwortet worden wäre, die
Versicherung nicht daran gehindert hätte, den Vertrag abzuschließen oder aber
ein anderes Versicherungsangebot zu unterbreiten (das ist zwar eine Einwendung
im Prozess, dies ist allerdings schwierig zu beweisen). Im Ergebnis erhält man das
Gleiche: nichts.

6Es gilt also, bei dem Versicherungsagenten oder -makler Ehrlichkeit zu pflegen.
Das Verschweigen von eigenen Schwächen oder Krankheiten kann üble Folgen
haben. Außerdem gehört im Umgang mit dem Versicherungsmakler oder -agen-
ten auch eine gesunde Portion Misstrauen dazu. Verniedlicht dieser die Gesund-
heitsfragen oder teilt er an anderen Stellen mit, dass man eine Information besser
weglasse, damit es mit dem Versicherungsvertrag besser klappen würde, dann
heißt es: Vorsicht vor diesem Mann oder dieser Frau – das Risiko ist hoch!

4 Die einzelnen Versicherungen
4.1 (Berufs-)Haftpflichtversicherung

7Bezüglich der Berufshaftpflichtversicherung gilt, dass sie für Schäden einstehen
soll, die die Pflegefachperson während der Ausübung ihres Berufs hervorgerufen
hat. Typischer Anwendungsbereich wäre ein Pflegefehler, der zu einem Schaden
bei einem Patienten geführt hat. Vor dem Hintergrund des zur Haftung Gesagten
(siehe Teil II) gilt, dass für die selbstständige Pflegefachperson eine solche Ver-
sicherung unbedingt notwendig ist. Bei Verträgen mit der Krankenkasse und
Pflegeversicherung ist der Nachweis einer Haftpflichtversicherung zwingend vor-
zulegen. Ohne diesen Nachweis wird kein Versorgungsvertrag abgeschlossen. Der
Berufsordnung der Landespflegekammer Rheinland-Pfalz folgend, haben die
Kammermitglieder die Pflicht, sich gegen die aus der Ausübung ihres Berufs
ergebenden Haftpflichtansprüche nach Art und Umfang dem Risiko angemessen
zu versichern. Die Kammermitglieder haben gegenüber ihren Einrichtungsträgern
ein Recht auf schriftliche Auskunft zu ihrem persönlichen Versicherungsschutz.
Die Berufshaftpflichtabsicherung ist auf Nachfrage der Landespflegekammer
nachzuweisen (§ 16 Berufsordnung, § 22 Heilberufsgesetz-HeilBG in Rheinland-
Pfalz).

8Für die angestellte Pflegefachperson ist allerdings der Bedarf nach einer Berufs-
haftpflichtversicherung deutlich geringer. Denn wie schon in Teil II dargestellt,
haften Arbeitnehmer nur im Rahmen der sogenannten privilegierten Haftung,
also dann, wenn sie sehr besonders fahrlässige Fehler gemacht haben (siehe hierzu
Teil II Kap. 5.3). Selbst dann ist die Haftung in der Regel reduziert, da auf die
Leistungsfähigkeit der einzelnen Haftungspartner geachtet wird und der Arbeit-

343

Die einzelnen Versicherungen



geber in der Regel eine eigene Haftpflichtversicherung haben wird. Das Risiko
einer Haftung der Pflegefachperson ist somit eigentlich sehr gering.

9 Wenn also eine Berufshaftpflichtversicherung Sinn ergeben soll, muss sie auf
jeden Fall – und dies ist nicht selbstverständlich – die grob fahrlässige Haftung
und die vorsätzliche Haftung, zumindest für bedingten Vorsatz, umfassen. Denn
nur hier besteht für den angestellten Arbeitnehmer ernsthaft ein Haftungsrisiko.

10 Ein weiterer Anwendungsbereich einer Berufshaftpflichtversicherung und eine
entsprechende Empfehlung hierfür ist gegeben, wenn der eigene Arbeitgeber nicht
allzu groß oder die wirtschaftliche Leistungsfähigkeit des Arbeitgebers zweifelhaft
ist. Dies hat damit zu tun, dass die Pflegefachperson ja zunächst selbst nach außen
haftet. Erst im sogenannten Innenverhältnis hat der Arbeitgeber die Pflegefach-
person von der Haftung freizustellen. Das bedeutet, dass der Patient zunächst
gegen die Pflegefachperson und den Arbeitgeber vorgehen und von beiden die
Zahlung eines Schadensersatzes verlangen kann. Dies ist die sogenannte gesamt-
schuldnerische Haftung. Fällt nun der Arbeitgeber aus, weil er insolvent – also
„pleite“ – ist, würde dann die Forderung eventuell an der Pflegefachperson hängen
bleiben. Dabei gilt allerdings, dass die meisten Haftpflichtversicherungen der
Arbeitgeber auch für diesen Fall noch den Schutz übernehmen. Hier kann man
sich im Einzelfall erkundigen bzw. schon bei der Wahl des Arbeitgebers auf diesen
Punkt achten. Denn es gibt Krankenhäuser, die keine Haftpflichtversicherung
mehr vorhalten.

11 Wenn eine entsprechende Versicherung abgeschlossen wird, sollte darauf geachtet
werden, dass die Versicherungssummen ausreichend sind. In der Regel kostet ein
hoher Versicherungsschutz – wir sprechen hier von drei Mio. EUR und mehr –
nicht viel mehr als eine Basisversicherung. Wenn schon das Geld für eine Haft-
pflichtversicherung ausgegeben wird, dann sollte der Versicherungsschutz hoch
und damit ausreichend sein.

12 Unabhängig von der Berufshaftpflichtversicherung ist eine private Haftpflicht-
versicherung ein Muss. Eine solche sollte jeder haben.

4.2 Rechtsschutzversicherung
13 Des Weiteren sind Rechtsschutzversicherungen auf dem Markt. Diese Versiche-

rungen tragen die Kosten, die für die Geltendmachung der eigenen Rechte
notwendig sind. Sie übernehmen nicht die Kosten zur Abwehr von Schadens-
ersatzforderungen. Das ist Sache des Arbeitgebers bzw. der Haftpflichtversiche-
rung. Dafür zahlen die Rechtsschutzversicherungen teilweise die Verteidigung im
Strafverfahren. Dabei gilt an sich der Grundsatz „The Winner takes it all“. Das
bedeutet, dass demjenigen, der am Ende des Prozesses Recht bekommt, die
gesamten Verfahrenskosten ersetzt werden. Er bleibt also „schadensfrei“. Die
Kosten bekommt er insgesamt erstattet.
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VIII Delegation ärztlicher Leistung und Heilkunde durch
Pflegefachpersonen

1 Einführung
1Ausgelöst durch Personalnot im ärztlichen Bereich und Sparzwänge, aber auch

dank immer besser ausgebildeter Pflegefachpersonen, die auch höherwertige Tätig-
keiten erbringen möchten, stellt sich die Frage nach Möglichkeiten der Delegation
ärztlicher Leistungen an Pflegefachpersonen.260

2Kooperiert die Pflegefachperson mit dem Arzt, wird in der Regel der implizierte
Arztvorbehalt auf dem Gebiet der Heilkunde genannt.261 Nicht zuletzt zur Senkung
der Kosten soll die dominierende Rolle der Mediziner durch eine vermehrte
Delegation und Substitution einzelner Tätigkeiten durch andere qualifizierte
Gesundheitsberufe abgeschwächt werden.262 Von den Ärzteverbänden wird
gemeinhin vertreten, nur über die Delegation könne eine heilkundliche Tätigkeit
ausgeübt werden. Diese Sichtweise ist rechtlich so nicht haltbar.263 Die Verbände
der Pflegeberufe drängen auf Vorbehaltstätigkeiten oder auf selbstständige Durch-
führung von heilkundlichen Tätigkeiten. Durch § 63 Abs. 3c SGB V wird den
Pflegeberufen mittels der Modellvorhabensklausel die selbstständige Ausübung
von Heilkunde eröffnet.264

3Aus pflegerischer Sicht können hiergegen aber auch erhebliche Bedenken bestehen.
Zwar ist es so, dass es ein großes Interesse seitens der Pflegekräfte gibt, ärztliche
Leistungen selbst durchzuführen. Immerhin wertet dies die eigene Tätigkeit unge-
mein auf und ermöglicht so eine deutlich bessere Position gegenüber den Ärzten.
Andererseits darf nicht verkannt werden, dass sich mit der Übernahme von ärzt-
lichen Leistungen im Pflegedienst besondere Probleme ergeben. Zum einen wird das
Pflegepersonal das Risiko der persönlichen Haftung scheuen, zum anderen stellt
sich die Frage, inwieweit stark belastetes Pflegepersonal überhaupt in der Lage ist,
zusätzlich zu den originären pflegerischen Aufgaben ärztliche Leistungen zu über-
nehmen.

4Im Pflegealltag wird der Begriff „Delegation“ sehr häufig und unachtsam einge-
setzt. „Unter Delegation versteht man die Übertragung von Kompetenzen auf

260 Vgl. Müller/Schabbeck: Delegation ärztlicher Leistungen an Pflegekräfte aus juristischer
Sicht. In: Bettig u. a. (Hrsg.): Management Handbuch Pflege. (Beitrag K 1700 Stand 26. AL)
2010, S. 1.

261 Vgl. Kluth: Verlangt der demografische Wandel eine neue Zuordnung der ärztlichen und
sonstigen Gesundheitsdienstleistungen? – Eine Problemskizze. In: MedR 6/2010, S. 375 ff.

262 Vgl. Bergmann: Delegation und Substitution ärztlicher Leistungen auf/durch nichtärzt-
liches Personal. In: MedR 27/2009, S. 1.

263 Vgl. Igl: Rechtliche Stellung von Fachkräften in der Pflege. In: Bettig u. a. (Hrsg.):
Management Handbuch Pflege. (Beitrag K 1800 Stand 32. AL) 2011, S. 17.

264 Vgl. Müller/Schabbeck: Delegation ärztlicher Leistungen an Pflegekräfte aus juristischer
Sicht. In: Bettig u. a. (Hrsg.): Management Handbuch Pflege. (Beitrag K 1700 Stand 26. AL)
2010, S. 1.
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andere.“265 Aus dieser Definition wird abgeleitet, dass ein Arzt Aufgaben und
Kompetenzen innerhalb seiner fachlichen Weisung an Pflegepersonen delegie-
ren kann. Dies stellt eine Tätigkeitsverschiebung zwischen den Berufsgruppen
dar.266 Delegation ärztlicher Leistungen an Pflegepersonal oder Delegation
pflegerischer Aufgaben an pflegerische Hilfskräfte wird in Zukunft deutlich
zunehmen. Deshalb scheint es unverzichtbar, selbige in der und durch die
Berufsgruppe Pflege präziser zu beschreiben und zu regeln.

5 Pflegekräften sollen durch die beschriebene Praxis Freiheiten in ihrer Arbeits-
ausführung zugesprochen werden. Diese Freiheiten beziehen sich auf eine
Zunahme der Eigenverantwortlichkeit (vertikale Erweiterung des Arbeitsumfel-
des) sowie auf eine Erweiterung der Tätigkeit auf mehrere Arbeitsfelder (horizon-
tale Erweiterung des Arbeitsumfeldes).

2 Haftung bei Delegation
6 Bei der Aufnahme im Krankenhaus/Altenheim/ambulanten Pflegedienst erfolgt

ein Vertrag mit dem Träger der Einrichtung. Dies gilt für den sogenannten
Selbstzahler und den Kassenpatienten. Die Mitarbeiter der Einrichtung sind somit
nicht Vertragspartner. Vertragliche Ansprüche des Patienten (z. B. pflegerische
oder ärztliche Versorgung, Verpflegung) richten sich gegen den Träger der
Einrichtung. Somit kann die Pflegefachperson bei einem Pflegefehler nicht in die
zivilrechtliche Haftung genommen werden. Hier greift das sogenannte Arbeitneh-
merprivileg. Das Verhältnis Patient-Träger der Einrichtung wird zivilrechtlich
beurteilt. Der Träger wird gemessen an den vertraglichen Ansprüchen des Patien-
ten; er hat die Organisationsfreiheit. Der Träger kann die Leistungen nicht selbst
erbringen, sondern bedient sich Erfüllungsgehilfen, wie beispielsweise Pflegefach-
personen, Hilfskräfte, Ärzte usw. Die Erfüllungsgehilfen sind durch Arbeitsver-
träge mit dem Träger der Einrichtung verbunden. Hier kommt das arbeitsrecht-
liche Anweisungsverhältnis (Direktionsrecht) des Arbeitgebers (hier z. B. das
Krankenhaus) zur Anwendung. Der Arbeitgeber bestimmt somit einseitig nach
pflichtgemäßem Ermessen die Einzelheiten der Arbeit nach Art, Ort und Leistung,
z. B. durch Stellenbeschreibungen, Verfahrensanweisungen oder Dienstanweisun-
gen. Da der Träger in der Regel als eine juristische Person (z. B. GmbH oder AG)
ausgeformt ist, wird zwischen abstraktem Arbeitgeber und konkretem Arbeitgeber
unterschieden. Der Anstellungsarbeitgeber überträgt auf einzelne Funktionsträger
in der Arbeitsorganisation die Weisungsrechte, z. B. auf die PDL oder Stations-
oder Wohnbereichsleitung. Hier kommt das Arbeitsrecht zur Anwendung. Da die
tatsächliche Leistung (z. B. Blutentnahme) nicht der rechtliche Leistungsträger,
das heißt das Krankenhaus selbst, erbringt, sondern der Erfüllungsgehilfe, hier

265 Bea/Göbel: Organisation. 2006, S. 302.
266 Vgl. Wagner: Aufgaben im Krankenhaus neu aufteilen. 2010, S. 14.

352

VIII Delegation ärztlicher Leistung und Heilkunde durch Pflegefachpersonen



z. B. die Pflegefachperson, besteht somit keine vertragliche Sonderbeziehung
zwischen Erfüllungsgehilfen und Patient.

7Der Träger der Einrichtung (rechtlicher Leistungserbringer) schuldet dem Patien-
ten (Leistungsempfänger) vertragsgemäßes, sorgfältiges Verhalten und haftet
somit deliktisch aus unerlaubter Handlung. Der Begriff der Fahrlässigkeit ist
gemeinsamer Sorgfaltsmaßstab, nämlich die Außerachtlassung der im Verkehr
erforderlichen Sorgfalt (§ 276 Abs. 1 Satz 2 BGB). Die Pflegefachperson (tatsäch-
licher Leistungserbringer) haftet zivilrechtlich persönlich aus unerlaubter Hand-
lung ebenfalls für Fahrlässigkeit. Von dieser zivilrechtlichen Haftung wird die
Pflegefachperson aber durch den Arbeitgeber freigestellt (Arbeitnehmerprivileg).
„Der Pflegedienst übernimmt nach Maßgabe der gesetzlichen Vorschriften die
Haftung für Schäden, welche die Pflegekräfte in Ausübung Ihrer Tätigkeit ver-
ursachen“ (§ 16 Abs. 3 Rahmenvertrag gemäß §§ 132 und 132a SGB V zur
Erbringung von häuslicher Krankenpflege und Haushaltshilfe). Hier greift die
Haftpflichtversicherung des Arbeitgebers ein. Jeder Arbeitgeber im Gesundheits-
wesen benötigt für seine Zulassung bei den Krankenkassen eine Haftpflichtver-
sicherung (z. B. Checkliste Zulassungsverfahren SGB V + SGB XI267). Ohne diese
erhält er keine Zulassung. Da dem Arbeitgeber durch den Schadensersatz durch
die Haftpflichtversicherung kein Schaden entstanden ist, kann er den Schadens-
ersatz nicht beim Arbeitnehmer einfordern.

8Darüber hinaus haftet die Pflegekraft im Rahmen des Rechtsgüterschutzes eigen-
verantwortlich und höchstpersönlich für die Verletzung von Strafgesetzen, wie
z. B. bei fahrlässiger Körperverletzung oder fahrlässiger Tötung. Hier wird ein
individueller Sorgfaltsmaßstab angesetzt. Das Arbeitnehmerprivileg greift nicht.
Somit steht der Mitarbeiter im Strafrecht mit seinem Rechtsanwalt alleine da.

3 Stellung des Delegierenden
9Juristisch handelt es sich bei der Delegation der Leistung um eine Arbeitsteilung.

Der Delegierende (Arzt, Pflegefachperson) bedient sich des Delegationsempfän-
gers (Arzt delegiert an Pflegefachperson, Pflegefachperson delegiert an Hilfskraft)
als Werkzeug (wobei dieses Werkzeug in der Regel um das Risiko seines Handelns
weiß). Er muss daher dafür sorgen, dass sein „Werkzeug“ ordnungsgemäß handelt
und steht zivil- und strafrechtlich sowie unabhängig von einem Behandlungs-
vertrag mit dem Patienten persönlich für Fehler seines „Werkzeuges“ ein, wenn er
weiß oder aber wissen musste, dass es zu Fehlleistungen des Delegationsemp-
fängers kommen wird.

267 vdek: Checkliste Zulassungsverfahren SGB V + SGB XI für ambulante Pflegedienste. 2024.
Online: https://www.vdek.com/LVen/HES/Vertragspartner/Pflege/ambulante-pflege/_jcr_
content/par/download_1524881362/file.res/Checkliste_Neuzulassung_Stand%20Mai%
202024.pdf [abgerufen am 26.5.2025].
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10 Insofern muss der Delegierende verschiedene Schritte bei der Delegation
beachten:

3.1 Auswahl des Delegationsempfängers
11 Zunächst bedarf es der Auswahl eines qualifizierten Delegationsempfängers.

Dabei kann der Arzt nicht davon ausgehen, dass die entsprechende Qualifikation
vorliegt (z. B. Wundmanager, Fachkrankenpflege Intensivmedizin), selbst wenn
die entsprechende Tätigkeit zum Umfang der Berufsausbildung des Delegations-
empfängers gehört. Er muss sich weiter vor erstmaliger Delegation vergewissern,
dass der beabsichtigte Delegationsempfänger die delegierte Leistung durchführen
kann. Die notwendige Intensität der Prüfpflichten ist dabei variabel. Sie hängt zum
einen davon, ob die Leistung schwierig ist, zum anderen aber auch davon, ob die
Leistung grundsätzlich vom Ausbildungskatalog des Delegationsempfängers abge-
deckt wird. Je mehr sich die Leistung vom Ausbildungskatalog des Delegations-
empfängers entfernt oder aber je komplexer sie ist, desto umfangreicher sind die
Prüfpflichten des Arztes.

3.2 Instruktionspflichten des Delegierenden
12 Daneben muss der Delegierende auch dafür sorgen, dass der Delegationsemp-

fänger weiß, was er zu tun hat. Dies setzt voraus, dass eine exakte Anweisung mit
den notwendigen Informationen zu den Aufgaben erfolgt. Ggf. muss der Delegie-
rende auch das „Wie“ der Behandlung klar definieren. Hierbei handelt es sich um
die Instruktionspflichten des Delegierenden.

3.3 Kontrolle der Durchführung
13 Neben der Auswahl an dieser erstmaligen Prüfung gilt für den Delegierenden, dass

er außerdem die Leistungen des Delegationsempfängers überprüfen muss. Auch
hier gilt ein Verhältnismäßigkeitsgrundsatz: Je komplexer die Leistung und je
riskanter sie für den Patienten ist, desto häufiger müssen die entsprechenden
Leistungen überprüft werden. Aber bei sehr erfahrenen Kräften (z. B. Fachpfle-
gekräfte für Intensivmedizin, Anästhesie oder Onkologie) oder aber bei geringen
Anforderungen (z. B. s. c.- oder i. m.-Injektionen) wird eine stichprobenartige
Prüfung ausreichen. Bei komplexen Leistungen kann es sein, dass schon jeweils im
Einzelfall eine stichprobenartige Überprüfung, beispielsweise des Arbeitsergeb-
nisses, erfolgen muss.

14 Bei der Durchführung der Maßnahmen gilt der sogenannte Facharztstandard.
Hier gilt der Grundsatz, dass die Delegation regelmäßig die Anwesenheit des
Arztes beziehungsweise dessen kurzfristige Erreichbarkeit in der Praxis oder im
Krankenhaus voraussetzt. Somit ist es nicht zulässig, dass etwa in im Krankenhaus
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Leistungen durch Pflegefachpersonen durchgeführt werden, wenn der Arzt per-
sönlich nicht erscheinen kann und längerfristig abwesend ist. Etwas anderes gilt
nur, wenn der Arzt binnen kurzer Zeit eintreffen wird und somit in angemessener
Zeit persönlich erreichbar ist. Dies gilt auch, wenn eine Pflegefachperson Leistun-
gen an Hilfskräfte oder Auszubildende delegiert.

3.4 Einwilligung durch den Patienten
15Mit dieser Auswahl und Überprüfung des Delegationsempfängers ist es allerdings

noch nicht getan. Richtigerweise handelt es sich bei der Frage, dass eine wesent-
liche Leistung der ärztlichen Behandlung an einen nichtärztlichen Mitarbeiter
delegiert wird, um ein Thema, für das die Einwilligung des Patienten in die
Behandlung von wesentlicher Bedeutung ist. Diese kann nur dann straf- und
haftungsbefreiend erfolgen, wenn dem Patienten erklärt wurde, dass eine Delega-
tion von Leistungen an einen nichtärztlichen Mitarbeiter erfolgt und dessen
Einwilligung das Einverständnis hierzu umfasst hat.

16Allerdings beinhaltet die Pflicht zur Aufklärung nicht Dinge, die allgemein
bekannt sind. Dass die Blutabnahme in der Regel nicht durch den Arzt vorge-
nommen wird, muss heute niemandem mehr erklärt werden. Daher muss über
solche offensichtlichen Dinge nicht aufgeklärt werden. Etwas anderes gilt aller-
dings, wenn es sich um eine arterielle Blutentnahme (z. B. A. radialis) oder das
i. v.-Applizieren von Medikamenten handelt, die zu höheren Risiken führen
können. In diesen Fällen muss der Arzt den Patienten darüber informieren, dass
dennoch eine Delegation erfolgt.

17Ein weiterer Sonderfall ist, dass der Patient zwar erkennt, dass er nicht von einem
Arzt behandelt wird, er sich dagegen aber nicht zur Wehr zu setzen kann oder
denkt, sich nicht zur Wehr setzen zu können. Dies wäre etwa der Fall, wenn der
Patient davon ausgeht oder es ihm sogar mitgeteilt wird, die folgende Behandlung
durch den Arzt könne nicht stattfinden, wenn die vorbereitende delegierte Leis-
tung durch ein Mitglied des Pflegepersonals nicht durchgeführt wird.

3.5 Dokumentation
18Die entsprechende Aufklärung und Einwilligung muss entsprechend dokumen-

tiert werden, da ansonsten, wie beschrieben, die Beweiserleichterungen gelten
(siehe Teil II Kap. 3.4). Nicht direkt in der Patientenakte vorgehalten werden
müssen die Dokumentationen zur Auswahl und fortlaufenden Überprüfung der
Delegationsempfänger. Allerdings müsste in einem Prozess seitens des Delegie-
renden nachgewiesen werden, dass entsprechende Überprüfungen stattgefunden
haben. Daher muss auch dies in geeigneter Weise dokumentiert werden, um in
einem Prozess darstellen zu können, dass den hier gezeigten Verpflichtungen
nachgekommen worden ist. Dies muss zwar nicht schriftlich geschehen, der Weg
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